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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 2C_253/2021 vom 25.04.2023 

Regeste 

Organisationshaft; Staatshaftung; Schadenersatz und Genugtuung  

Vorliegend erachtet das Bundesgericht beim Beschwerdeführer eine 

Organisationshaftphase vor Antritt einer Massnahme nach Art. 59 StGB von 17 Monaten 

als nicht rechtens und bejaht einen Haftungsanspruch.  

Bei der vorliegenden Ausgangslage (Vermeidung einer Zwischenplatzierung gemäss 

gutachterlicher Empfehlung; Kapazitätsmangel bzw. Wartezeiten) erweist es sich gerade 

nicht als ausreichend, dass die Vollzugsbehörden am 17. November 2015 zunächst 

lediglich drei psychiatrische Einrichtungen um Aufnahme des Beschwerdeführers 

ersuchten. Um die Möglichkeit einer raschen Platzierung des Beschwerdeführers 

entsprechend den gutachterlichen Empfehlungen und trotz bekanntermassen langer 

Wartezeiten hinreichend zu wahren, hätten von Beginn weg mehr Einrichtungen angefragt 

werden müssen.   

Auch gilt es rechtsprechungsgemäss zu berücksichtigen, dass eine vorübergehende und 

an sich ungeeignete Unterbringung zumindest teilweise als therapeutisch adäquat 

angesehen werden kann. Insofern ist hier miteinzubeziehen, dass der Beschwerdeführer 

während seiner Wartezeit mehrfach auf der Bewachungsstation sowie auf der Station 

Etoine untergebracht war, dort psychiatrisch wie medizinisch umfassend betreut wurde 

und man insbesondere auf der Station Etoine versuchte, eine antipsychotische Medikation 

zu etablieren und ein Krankheitsverständnis zu entwickeln. Aus den vorinstanzlichen 

Feststellungen ergibt sich indessen auch, dass diese Klinikaufenthalte nicht etwa im Sinne 

einer Therapievorbereitung vorgesehen waren, sondern als Kriseninterventionen erfolgten, 

zuletzt nachdem der Beschwerdeführer knapp 10 Monate und entgegen den 

gutachterlichen Empfehlungen in Regionalgefängnissen untergebracht war und er dort ein 

medizinisches Risiko darstellte. Hinzu kommt, dass der Beschwerdeführer trotz 

umfassender psychiatrischer und medizinischer Betreuung in den Kliniken keine 

spezifische Therapie entsprechend der angeordneten Massnahme erhalten hatte. Bei 

dieser Sachlage vermögen auch die zwischenzeitlichen Aufenthalte des 

Beschwerdeführers auf der Bewachungsstation und der dreimonatige Aufenthalt auf der 

Station Etoine seine Wartezeit nicht als zulässig erscheinen zu lassen.  

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza://25-04-2023-2C_523-2021&lang=de&zoom=&type=show_document
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Aus den Erwägungen: 

E.7.4. Es ist folglich davon auszugehen, dass die Organisationshaft bzw. Wartezeit des 

Beschwerdeführers von der Anordnung des vorzeitigen Massnahmenvollzugs vom 2. November 

2015 bis zum Eintritt in die Klinik Königsfelden am 12. April 2017 und damit rund 17 Monate 

dauerte (in diesem Sinne auch die Vorinstanz: vgl. angefochtener Entscheid E. 5.4 S. 26, E. 5.4.1 

S. 27 sowie E. 5.4.7 S. 35).   

(…) 

E.8.3.1. Gemäss dem psychiatrischen Gutachten des Forensisch-Psychiatrischen Dienstes der 

Universität Bern vom 5. Oktober 2015 galt es eine Unterbringung in einem Gefängnis (auch zur 

Zwischenplatzierung) zu vermeiden, weil sich eine solche ungünstig auf den Krankheitsverlauf 

des Beschwerdeführers auswirken würde (vgl. angefochtener Entscheid E. 2.1.2 S. 10; vgl. 

vorstehende E. 6.2; ferner zu den Auswirkungen einer unbehandelten Psychose bzw. eines 

längeren Aufenthalts in einem Untersuchungsgefängnis oder in einer Strafanstalt von 

schizophrenen Straftätern Marianne Heer/Elmar Habermeyer in: Basler Kommentar, Strafrecht I, 

4. Aufl. 2019, N. 69b zu Art. 59 StGB).   

Auch wenn offen gelassen werden kann, ob - wie der Beschwerdeführer geltend macht - 

strukturelle Mängel im Sinne der Rechtsprechung des EGMR vorliegen, erscheint zumindest 

offensichtlich, dass im Kanton Bern ein ausgewiesener Mangel an adäquaten innerkantonalen 

Platzierungsmöglichkeiten für psychisch kranke Straftäterinnen und Straftäter besteht, was zu 

teils langen Wartezeiten bis zum Massnahmenantritt führt, speziell bei schuldunfähigen Personen. 

Dies ergibt sich erstens aus der vom Beschwerdeführer und im angefochtenen Entscheid zitierten 

Fachliteratur (vgl. Dorothee Klecha et al., Der Bedarf an forensischen Klinikbetten am Beispiel des 

Kantons Bern, in: Schweizerische Zeitschrift für Kriminologie, 3/2016, S. 3-12, S. 9 ff.; ferner 

Michael Liebrenz et al., Art. 59 StGB: Zur Platzierung von Patient*innen im Kanton Bern, in: 

Jusletter 11. Januar 2021, S. 2). Zweitens zeigt sich die Problematik gerade am vorliegenden Fall, 

wobei auch die Vorinstanz von "bestehenden Wartezeiten" spricht (vgl. angefochtener Entscheid 

E. 5.4.7 S. 36).  

E.8.3.2. Bei dieser Ausgangslage (Vermeidung einer Zwischenplatzierung; Kapazitätsmangel 

bzw. Wartezeiten) erweist es sich gerade nicht als ausreichend, dass die Vollzugsbehörden am 

17. November 2015 zunächst lediglich drei psychiatrische Einrichtungen - die UPK Basel, die 

Klinik Königsfelden und das Zentrum Rheinau - um Aufnahme des Beschwerdeführers ersuchten. 

Selbst nachdem diese den Beschwerdeführer auf ihre Wartelisten gesetzt hatten und damit klar 

war, dass eine zeitnahe Platzierung dort nicht möglich war, blieben weitere Aufnahmegesuche 

aus. Erst nach der ersten Absage durch die UPK Basel ersuchten die Vollzugsbehörden weitere 

Einrichtungen um Aufnahme, namentlich am 22. August 2016 (nochmals UPK Basel), am 30. 

September 2016 (Klinik Beverin) und am 28. Oktober 2016 (JVA Solothurn). Um die Möglichkeit 

einer raschen Platzierung des Beschwerdeführers entsprechend den gutachterlichen 

Empfehlungen und trotz bekanntermassen langer Wartezeiten hinreichend zu wahren, hätten von 

Beginn weg mehr Einrichtungen angefragt werden müssen.   

E.8.3.3. Nicht überzeugend ist in diesem Zusammenhang der Verweis der Vorinstanz darauf, es 

entspreche dem Sinn der Strafvollzugskonkordate, dass bei der Suche nach einem Platz für den 

stationären Massnahmenvollzug zunächst in erster Linie die Anstalten der Konkordatskantone 

angefraget werden (vgl. angefochtener Entscheid E. 5.4.4 S. 33). Wie die Vorinstanz festhielt, 

richtete sich bereits eines der drei ersten Aufnahmegesuche von November 2015 an das 
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ausserkonkordatliche Zentrum Rheinau (vgl. angefochtener Entscheid E. 5.4.4 S. 33). 

Entsprechend bestand unter Berücksichtigung der prekären Ausgangslage (vgl. vorstehende E. 

8.3.1) kein Grund, nicht noch weitere ausserkonkordatliche Institutionen anzufragen. Auch bei 

allfälligen Aufnahmebeschränkungen betreffend ausserkonkordatliche Massnahmeunterworfene 

hätte dies zumindest die Chancen erhöht, einen (zeitnahen) Eintritt des Beschwerdeführers in 

eine forensisch-psychiatrische Klinik zu ermöglichen (vgl. BGE 148 I 116 E. 2.4 u. 2.6 sowie Urteil 

6B_1293/2016 vom 23. Oktober 2017 E. 2.1, wonach die Vollzugsbehörden ihre Suche auf die 

ganze Schweiz erstrecken müssen).   

E.8.3.4. Die Vorinstanz stellte fest, dass mangelnde Krankheitseinsicht und 

Behandlungsmotivation, der fehlende Therapiewille sowie ein wiederholt akut selbst- und 

fremdgefährdendes Verhalten immer wieder zu anstaltsinternen Disziplinierungen geführt und 

dazu beigetragen haben, dass der Beschwerdeführer von der JVA Thorberg auf die 

Bewachungsstation und von dort in ein Regionalgefängnis hat verlegt werden müssen (vgl. 

angefochtener Entscheid E. 5.4.5 S. 34). Zudem habe die UPK Basel die zweimalige Ablehnung 

der Aufnahmegesuche mit der fehlenden Behandlungseinsicht und der mangelnden 

Therapiemotivation des Beschwerdeführers begründet, womit seine dortige Aufnahme gemäss 

der Vorinstanz an objektiven Gründen gescheitert sei, die nicht im Verantwortungsbereich der 

Vollzugsbehörden liegen würden (vgl. angefochtener Entscheid E. 5.4.5 S. 34).   

Es ist grundsätzlich richtig, dass sich die Zulässigkeit einer vorübergehenden Unterbringung in 

einer ungeeigneten Einrichtung rechtsprechungsgemäss unter anderem daran bemisst, ob in der 

Person des Betroffenen begründete Schwierigkeiten vorliegen (vgl. vorstehende E. 5.3). 

Gleichwohl kann das Verhalten des Beschwerdeführers hier eine Wartezeit von 17 Monaten nicht 

(mehr) rechtfertigen: Grundsätzlich gilt es zu bemerken, dass dem Beschwerdeführer sein 

Verhalten - wie die Vorinstanz zu Recht selbst anführt - aufgrund seiner paranoiden 

Schizophrenie nicht vorbehaltlos entgegengehalten werden kann. Insbesondere lag nach den 

vorinstanzlichen Feststellungen ein erstes Therapieziel der Massnahme gerade darin, 

Krankheitseinsicht und Therapiewilligkeit zu schaffen (vgl. angefochtener Entscheid E. 2.1.2 S. 

10; vorstehende E. 6.4). Darüber hinaus entbinden auch im Verhalten des Beschwerdeführers 

liegende Schwierigkeiten die Behörden nicht davon, sich hinreichend um einen geeigneten 

Einrichtungsplatz zu bemühen (vgl. vorstehende E. 8.3.2).  

E.8.3.5. Die Vorinstanz relativierte die Wartezeit des Beschwerdeführers schliesslich, indem sie 

diese in drei unterschiedliche Phasen unterteilte (vgl. angefochtener Entscheid E. 5.4.1 und 5.4.2; 

vorstehende E. 7.2): Nur die zweite Phase, in welcher der Beschwerdeführer insgesamt neun 

Monate und 28 Tage in Regionalgefängnissen verbrachte und lediglich eine psychiatrische und 

medizinische Basisversorgung sichergestellt war, könne als "eigentliche Wartezeit" bezeichnet 

werden. Demgegenüber seien die erste Phase (Aufenthalt in der JVA Thorberg) und die dritte 

Phase (Aufenthalt auf der Bewachungsstation sowie der Station Etoine) vielmehr als 

therapievorbereitend zu betrachten.   

Mit der Vorinstanz ist davon auszugehen, dass eine vorübergehende Unterbringung in der JVA 

Thorberg im Sinne einer Notsituation grundsätzlich als zulässig erachtet werden kann, zumal den 

Vollzugsbehörden eine gewisse Zeit zuzugestehen ist, eine geeignete Einrichtung zu suchen und 

einen Massnahmenplatz zu organisieren.  

Auch gilt es rechtsprechungsgemäss zu berücksichtigen, dass eine vorübergehende und an sich 

ungeeignete Unterbringung zumindest teilweise als therapeutisch adäquat angesehen werden 

kann (vgl. vorstehende E. 5.3). Insofern ist hier miteinzubeziehen, dass der Beschwerdeführer 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F148-I-116%3Ade&number_of_ranks=0#page116


 
4 

während seiner Wartezeit mehrfach auf der Bewachungsstation sowie auf der Station Etoine 

untergebracht war, dort psychiatrisch wie medizinisch umfassend betreut wurde und man 

insbesondere auf der Station Etoine versuchte, eine antipsychotische Medikation zu etablieren 

und ein Krankheitsverständnis zu entwickeln (vgl. angefochtener Entscheid E. 5.4.2 S. 30). Aus 

den vorinstanzlichen Feststellungen ergibt sich indessen auch, dass diese Klinikaufenthalte nicht 

etwa im Sinne einer Therapievorbereitung vorgesehen waren, sondern als Kriseninterventionen 

erfolgten, zuletzt nachdem der Beschwerdeführer knapp 10 Monate und entgegen den 

gutachterlichen Empfehlungen in Regionalgefängnissen untergebracht war und er dort ein 

medizinisches Risiko darstellte (vgl. angefochtener Entscheid E. 5.4.1 S. 28 f.). Hinzu kommt, 

dass der Beschwerdeführer trotz umfassender psychiatrischer und medizinischer Betreuung in 

den Kliniken keine spezifische Therapie entsprechend der angeordneten Massnahme erhalten 

hatte (vgl. angefochtener Entscheid E. 5.4.2 S. 30; vorstehende E. 7.3; ferner im Unterschied 

dazu etwa die Urteile 2C_544/2021 vom 11. Mai 2022 E. 6; 6B_294/2020 vom 24. September 

2020 E. 5). Bei dieser Sachlage vermögen auch die zwischenzeitlichen Aufenthalte des 

Beschwerdeführers auf der Bewachungsstation und der dreimonatige Aufenthalt auf der Station 

Etoine seine Wartezeit nicht als zulässig erscheinen zu lassen.  

E.8.4. Nach Gesagtem verstiess die rund 17-monatige Wartezeit bzw. Organisationshaft des 

Beschwerdeführers gegen die Vorgaben von Art. 5 Ziff. 1 lit. e EMRK: Angesichts des 

Umstandes, dass es erstens eine zwischenzeitliche Unterbringung in einem Gefängnis aufgrund 

des Krankheitsverlaufs des Beschwerdeführers zu vermeiden galt und zweitens bekanntermassen 

längere Wartezeiten für Klinikplätze bestanden, erweisen sich die zu Beginn auf drei Institutionen 

beschränkten Aufnahmegesuche als unzureichend. Folglich ist die Unterbringung des 

Beschwerdeführers bzw. Vollzugsform spätestens ab dem Zeitpunkt seiner Verlegung in das 

Regionalgefängnis Burgdorf als rechtswidrig zu qualifizieren.   

E.9.   

Die festgestellte Rechtswidrigkeit der Unterbringung begründet nach Art. 5 Ziff. 5 

EMRK grundsätzlich einen Entschädigungsanspruch (vgl. vorstehende E. 5.1). Bei dieser 

Ausgangslage ist der angefochtene Entscheid aufzuheben und die Sache an die Vorinstanz 

zurückzuweisen. Diese hat das Entschädigungsbegehren des Beschwerdeführers erneut zu 

prüfen und die Höhe der Entschädigung unter Berücksichtigung der Auswirkungen seiner 

rechtswidrigen Unterbringung festzulegen. Da sich bereits die Rüge einer Verletzung von Art. 5 

Ziff. 1 lit. e i.V.m. Art. 5 Ziff. 5 EMRK als begründet erweist, kann offen bleiben, wie es sich mit 

den weiteren Rügen des Beschwerdeführers verhält (vgl. vorstehende E. 4.2).  

 

 


